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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Die im Vorjahr lancierte Volksinitiative der SVP zur Verteilung der von der Nationalbank
nicht mehr benötigten Währungsreserven oder deren Erträge wurde Ende Oktober mit
126 000 Unterschriften eingereicht. Sie verlangt, dass diese in vollem Umfang auf den
Ausgleichsfonds der AHV zu übertragen sind und lässt damit keinen Raum für die
Gründung einer Solidaritätsstiftung. Die CVP-Fraktion hatte im März im Nationalrat
eine neue Idee in die Diskussion eingebracht: mit einer Motion verlangte sie, dass ein
Drittel des Erlöses aus dem Verkauf der gesamten Goldbestände, d.h. nahezu der ganze
für die Solidaritätsstiftung vorgesehene Betrag (der Verkaufserlös von 425 der 500 Mio t
Gold) an das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) übergeben wird. Damit
würde, so lautete die Begründung der CVP, der an sich unterstützenswerten aber vagen
und dem Volk schwer vermittelbaren Idee einer Solidaritätsstiftung ein konkreter Inhalt
gegeben. Bei der Behandlung der Motion im Nationalrat in der Herbstsession, als die
Botschaft des Bundesrates zur Solidaritätsstiftung bereits vorlag, verteidigte die CVP
ihre Idee nur noch lauwarm. Der Vorstoss wurde mit 72:38 Stimmen abgelehnt. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.10.2000
HANS HIRTER

Die Auseinandersetzung um die Verwendung der nicht mehr für die Währungspolitik
benötigten Goldbestände der Nationalbank ging im Berichtsjahr weiter. Der Bundesrat
veröffentlichte im Februar seine Position zu der im Vorjahr von der SVP eingereichten
Volksinitiative für eine Zuweisung aller Erträge aus dem Verkauf der nicht mehr
benötigten Goldreserven an die AHV. Er empfahl sie zur Ablehnung, da dadurch nicht
nur die Solidaritätsstiftung verhindert würde, sondern auch der Bund und die Kantone
auf unbefristete Zeit hinaus ein Anrecht auf diese Mittel verlören. Ein aus SP-Politikern
gebildetes Komitee lancierte schliesslich noch eine zweite Volksinitiative. Diese will
nicht die überflüssigen Goldreserven, sondern den jährlichen Reingewinn der
Nationalbank (abzüglich einer Mia Fr. pro Jahr für die Kantone) in den AHV-
Ausgleichsfonds einfliessen lassen. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.02.2001
HANS HIRTER

Am 22. September lehnte das Volk sowohl die SVP-Initiative als auch den
Gegenvorschlag mit knappen Mehrheiten von 52,4% resp. 51,8% ab. Das Ständemehr
war von beiden Vorlagen deutlich verfehlt worden. Die SVP-Initiative hatte in der
Nordostschweiz und im Tessin am meisten Unterstützung gefunden, die Variante mit
der Solidaritätsstiftung wurde in Basel-Stadt (56%), Jura, Neuenburg, sowie hauchdünn
in Bern, Zürich und Luzern angenommen. Die nicht mehr relevante Stichfrage ging
knapp zugunsten der Solidaritätsstiftung aus. Die nach dem Urnengang durchgeführte
Meinungsumfrage (Vox-Analyse) ergab, dass das wichtigste, allerdings nicht das einzige
Motiv für die Ablehnung des Gegenvorschlags die darin enthaltene Solidaritätsstiftung
gewesen war. Diese war nur von den unter 40jährigen und den Personen mit
Hochschulabschluss mehrheitlich gutgeheissen worden. Während die Sympathisanten
der FDP und der CVP gespalten waren, folgten diejenigen der SP und der SVP
weitgehend den Parolen ihrer Parteien; das vom Gewerkschaftsbund und einem Teil der
SP propagierte doppelte Ja hatte nur ein gutes Viertel der SP-Anhängerschaft zu
überzeugen vermocht. Die Befragung ergab nur wenige Hinweise auf die gewünschte
Verwendung der Nationalbankgelder. Am ehesten schien eine Aufteilung auf
verschiedene Bereiche mehrheitsfähig zu sein, wobei der Verwendungszweck
Schuldenabbau deutlich weniger Sympathien genoss als die Zuweisung an die AHV, an
das Bildungswesen oder an die Kantone.

Volksinitiative „Überschüssige Goldreserven in den AHV-Fonds“ 
Abstimmung vom 22. September 2002

Beteiligung: 45,2%
Ja: 984 058 (47,6%) / 6 Kantone
Nein: 1 085 072 (52,4%) / 14 6/2 Kantone

Parolen: 

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.09.2002
HANS HIRTER
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– Ja: SVP, SD, FPS; SGB
– Nein: SP (3*), FDP, CVP, GP, LP, EVP, EDU, CSP; economiesuisse, SGV, CNG.
– Stimmfreigabe: SBV
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 3

1) AB NR, 2000, S. 1152 f.; TA, 15.3.00; Presse vom 16.3.00.15; BBl, 2000, S. 5912 ff.; TA, 31.10.00.
2) BBl, 2001, S. 1403 ff. ; BBl, 2001, S. 1499 ff.4
3) BBl, 2002, S. 7821 ff.; Presse vom 23.9.02; Mahnig, Fabian / Milic, Thomas, Vox – Analyse der eidgenössischen
Abstimmungen vom 22. September 2002, Zürich 2002.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 2


